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Streit um den Tarifvertrag für Leiharbeit 

Wenn der Tarif nicht stimmt
Von Peter Nowak

Linke Gewerkschafter fordern ihre Organisationen auf, für die Leiharbeitsbranche
keine Tarifverträge mehr abzuschließen.

»Nein zum DGB-Tarifvertrag in der Zeitarbeit«, lautete die Überschrift eines offenen Briefs, der
Mitte April an die Bundesvorstände des DGB sowie der Einzelgewerkschaften Verdi, IG Bau, IG
Metall und IG Bergbau, Chemie, Energie gerichtet wurde. Unterzeichnet wurde er von
zahlreichen Basisgewerkschaftern. Bei Mag Wompel von der Onlineplattform Labournet gehen
derzeit weitere Solidaritätserklärungen ein. Es mag überraschen, dass sich Gewerkschafter, die
sich gegen Verzichtsideologie und Sozialpartnerschaft wenden, nun gegen den Abschluss eines
Tarifvertrags aussprechen. Schließlich treten immer wieder Beschäftigte in den Streik, weil
Unternehmen sich weigern, Tarifverträge abzuschließen. Dabei haben Unternehmen durch
geregelte Verträge große Vorteile. Sie erhalten dadurch Rechtssicherheit und mit den DGB-
Gewerkschaften als Tarifpartner auch eine Institution, die für Betriebsfrieden sorgt. In Zeiten des
Verlustes von Arbeiterautonomie verliert der DGB als Vermittlungsinstanz im Unternehmerlager
allerdings an Bedeutung.
Daher gibt es immer häufiger Arbeitskämpfe für einen Tarifvertrag, denn für die Beschäftigten
ist er in der Regel mit höheren Löhnen und besseren Arbeitsbedingungen verbunden. Warum
sollten sie Interesse am Abschluss eines Tarifvertrags haben, wenn er mit Lohnverlusten
verbunden ist? Genau das wäre aber in der Leiharbeitsbranche der Fall, argumentieren die
gewerkschaftlichen Kritiker des Tarifvertrags. Damit würden Dumpinglöhne tarifiert, monieren
sie in ihrem offenen Brief. Sie setzen stattdessen allerdings nicht auf die Bereitschaft zum
Arbeitskampf, sondern auf das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz.

Arbeitsrechtler weisen bereits seit geraumer Zeit auf den dort festgeschriebenen Grundsatz des
»Equal Pay« hin. Danach steht Leiharbeitern der gleiche Lohn wie den Beschäftigten mit
Festanstellung zu, es sei denn, es werden durch Tarifverträge andere Vereinbarungen getroffen.
Entsprechend sind die Vertreter der Leiharbeitsbranche sehr an einem Tarifvertrag interessiert.
Beim Abschluss von Tarifverträgen waren die DGB-Gewerkschaften für die Leiharbeitsbranche
nicht die ersten Ansprechpartner, stattdessen schloss sie mit den Christlichen Gewerkschaften
für Zeitarbeit und Personalserviceagenturen (CGZP) Tarifverträge ab, die seitens der DGB-
Gewerkschaften als Sanktionierung von Dumpinglöhnen heftig kritisiert wurden.
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Allerdings schlossen die DGB-Gewerkschaften selbst nur geringfügig bessere Tarifverträge ab,
gegen die schon damals heftige Kritik auch im Gewerkschaftslager verteidigten sie diesen
Schritt mit dem Argument, dass man so verhindern wolle, dass sich die christlichen
Gewerkschaften in der Branche etablierten. Dieses Argument steht den DGB-Gewerkschaften
mittlerweile nicht mehr zur Verfügung. Denn das Bundesarbeitsgericht hat in mehreren Urteilen
ganz in ihrem Sinne entschieden. Ende 2010 stellte es fest, dass die christlichen
Gewerkschaften keine Arbeitnehmervertretung sind, später folgte die Entscheidung, dass die
mit ihnen abgeschlossenen Verträge daher nichtig sind.

Die derzeitige Auseinandersetzung um Tarifverträge in der Zeitarbeitsbranche könnte zur
Profilierung einer neuen politischen Strömung im gewerkschaftlichen Milieu beitragen. Vor
einigen Tagen veröffentlichte Labournet ein Positionspapier von »linken Hauptamtlichen bei
Verdi«, die sich zu einer »konflikt- und basisorientierten Gewerkschaftsarbeit bekennen« und
dem Co-Management, dem Standortnationalismus und der Stellvertreterpolitik eine Absage
erteilen. Zudem werden im Positionspapier auch die »Perspektive einer grundlegenden
Gesellschaftsveränderung« und »das Eintreten gegen das kapitalistische Gesellschafts- und
Wirtschaftssystem« betont. Dort haben sich Gewerkschafter zusammengefunden, die in der
außerparlamentarischen Linken und Bündnissen wie der Interventionistischen Linken aktiv
waren und darüber zur Gewerkschaftsarbeit kamen.
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